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I


Carl Schmitts Definition der Souveränität ist weithin bekannt. Sie wird oft und gerne zitiert, quer durch die wissenschaftlichen Disziplinen, aber auch außerhalb, in Zeitungen, Theaterstücken und gelegentlich sogar im Kino. Die Frivolität, mit der die Legitimität der Staatsmacht aus ihrer intensivsten Ausübung abgeleitet wird, fasziniert und erschreckt das Publikum. Die Definition zeigt eine schonungslose Offenheit in Machtfragen, die mit der Zurückhaltung kontrastiert, die die Inhaber der Staatsmacht und ihr Personal im Allgemeinen an den Tag legen. Es entsteht der Eindruck, hier werde etwas ausgesprochen, das sonst ungesagt bleibt. Dass die Definition lapidar als ein faktum brutum vorgetragen wird, macht sie zudem anschlussfähig an die unterschiedlichsten Diskurse und ist ein weiterer Motor ihrer Popularität. Apologeten und Kritiker, Zyniker und Analytiker der Staatsmacht fühlen sich im gleichen Maße angesprochen. Jeder liest und bewertet die Definition in seiner eigenen Welt. Ein breites Feld von Deutungen ist das Ergebnis. Sie bieten ein hohes Anregungspotential von unbegrenzter Diversität. Die meisten Auslegungen verharren dabei freilich im Kontext der anfänglichen Faszination, des initialen Erschreckens. Man akzeptiert den überlegenen Charakter der staatlichen Autorität oder fragt sich, ob eine solcherart agierende Staatsmacht am Ende ganz ordinär Putschisten legitimiert. Zur wesentlichen Frage, der nach dem Motiv, die Souveränität als Entscheidung über den Ausnahmezustand zu definieren, wird dabei selten durchgedrungen. Ohne ein Verständnis des Souveränitätsbegriffs der Definition aber werden die Fragen jenseits von Faszination und Erschrecken, insbesondere die kritischen Fragen, nicht zu beantworten sein.


Schmitt macht es den Lesern nicht leicht, seiner Schrift eine konsistente Begründung seines Souveränitätsbegriffs zu entnehmen. Die Darstellung ist nicht diskursiv. Sie gibt sich eher apodiktisch. Der Vorstellung der Definition folgt ein Stakkato von Behauptungssätzen, die keine Nachfragen zulassen. Dazu gesellen sich zahllose sich widersprechende und paradoxe Formulierungen. Der Versuch, aus den Erläuterungen auch nur eine Klärung des Souveränitätsbegriffs zu gewinnen, endet in einem semantischen Irrgarten. Man gewinnt den Eindruck, mit einer ganz persönlichen Variante der »Kunst des exoterisch-esoterischen Schreibens«1 konfrontiert zu werden. Dem Leser wird die provokative These unvermittelt und ohne Vorbehalt ins Gesicht geschleudert, die sachliche Durchdringung aber wird unmöglich gemacht. Die Definition bleibt ein Geheimnis, ihr Sinn soll vor den Augen des Lesers verborgen bleiben. Auch wenn ein nicht geringer Teil der Faszination, die die Definition auch heute noch auslöst, insbesondere außerhalb der juristischen Diskussion, dem Reiz geschuldet ist, dieses exoterischesoterische Spiel weiter und mitzuspielen als wäre die Definition ein Versuch, Intellektuelle auf breiter Front zu unterhalten, dürfte daraus keine Klärung des Souveränitätsbegriffs zu gewinnen sein.


Eine größere Aussicht auf Erfolg hat ein Vorgehen, das nicht an den schillernden Formulierungen ansetzt, sondern an Schmitts Methodik der Begriffsbildung. Seine Begriffe haben einen dreifachen Ursprung. Zunächst ruhen sie auf einer politischen und juristischen Situationsbeschreibung, von Schmitt gerne als »Lage« bezeichnet. Sie sind keine Universalien, sondern konkrete Begriffe, für bestimmte politische und historische Situationen konzipiert. Sodann beziehen die Begriffe aus dieser Lage heraus Position, oft auf polemische Weise. Sie haben immer den politischen Gegner im Blick, Schmitts Begriffe sind Kampfbegriffe. Schließlich werden Lage und Positionsnahme in eine griffige Formulierung gegossen, es gilt umzusetzen, was Schmitt einmal an Hippolyte Taine gerühmt hat, »weite und komplizierte Vorgänge auf eine prägnante Formel ihrer structure intime zu bringen«2, hier also das jeweilige juristische Thema in einem konzisen Satz zu verdichten. Im Grunde muss eine Klärung der Souveränitätsdefinition dieses Verfahren nur nachvollziehen, um die Definition zu verstehen. Sie muss die von Schmitt diagnostizierte Lage und seine Positionierung identifizieren, um schließlich seine Definition nachzuvollziehen. Aus dieser Perspektive wird dann auch eine Systematik der Definition sichtbar, die in den schillernden Formulierungen nicht ohne weiteres erkennbar ist. Auch die Widersprüchen und Paradoxien sind erst in diesem Licht auflösbar.





1 Heinrich Meier: Die Denkbewegung von Leo Strauss. Stuttgart 1996, S. 30.


2 PR, S. 40 F3.





II


Schmitts Lagebeschreibung und auch der politische Gegner liegen im Fall der Definition der Souveränität offen zu Tage. Die Diagnose einer weitgehenden Verdrängung der Souveränität aus dem Begriffsarsenal des Staatsrechts war für ihn die Lage, von der auszugehen ist und die Vertreter des rechtsstaatlichen Liberalismus haben sie herbeigeführt. »Alle Tendenzen der modernen rechtsstaatlichen Entwicklung gehen dahin, den Souverän […] zu beseitigen.«3 Hans Kelsen war für Schmitt die Personifizierung der Situation. In seinem viel beachteten Buch zum Problem der Souveränität4 hatte er einen Generalangriff gegen die staatliche Souveränität geführt und den Begriff staatsrechtlich marginalisiert. Während andere die Souveränität als Rechts5- oder Staatssouveränität6 jenseits personaler Macht erneuern oder mit der Volkssouveränität als selbst nicht souverän agierenden Legitimationspunkt erhalten wollten, strich Kelsen die Souveränität im Grunde komplett aus der Agenda des Staats. Für Schmitt war Kelsens Position der konsequente Endpunkt der fortschreitenden normativen Verrechtlichung des Staates. Er hielt diese Entwicklung für unumkehrbar, jedenfalls findet man bei ihm kein Votum für die Rücknahme der Entwicklung im Sinne einer Rückkehr zur personalen Souveränität im klassischen Sinne.


Schmitts Weg aus der Defensive, in der er die Souveränität abgedrängt sah, war ein anderer. Er entwickelte seine Positionsnahme als Doppelstrategie. Er hielt an seiner Auffassung fest, dass eine unbegrenzte souveräne Macht im Staat nach wie vor unabdingbar ist. Aber er begrenzte diese Macht auf den Notfall. Für das normale staatliche Leben gab er den Begriff der Souveränität auf. Damit akzeptierte er den liberal-rechtsstaatlichen Verfassungsstaat für den politischen und juristischen Alltag und bestand nur mehr für den Notstandsfall auf der souveränen Macht. In einer Tagebuchnotiz aus der Zeit, als er seine Definition konzipierte, ist die Konsequenz dieser Doppelstrategie für den staatlichen Alltag mit überraschender Offenheit benannt: »Im Normalzustand des Staates ist niemand souverän.«7
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